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Mehr als die Hälfte der sowjetzonalen Bevölkerung i st weiblichen 

Geschlechts: 9 264 586 Frauen (das sind 54,3% der Gesamtbevölkerung) 

stehen 7 783 347 Männern gegenüber, wie das .. statistische Jahrbuch der 

DDR" 1966 ausweist. In einer modernen Industriegesellschaft zantral­

verwal tungswirtschaftlichen Typs wirft alle in diese Tatsache eine Reihe 

von poli tischen, sozialen, Ökonomischen, bildungspoli tischen und 

kul turellen Fragen auf, die von der poli tischen Führung zu lösen sind. 

Der vcrliegende Bei trag will sich mi t einigen Aspekten dies er Problema­

tik beschäftigen und die Rolle und gegenwärtige Stellung der Frau in der 

SBZ deutlich machen. Dabei soll nicht historisch-chronologisch vcrge­

gangen werden; vielmehr i st in erster Linie eine Querschni ttsbetrach­

tung unter Beachtung einzelner Schwerpunkte zu geben. Auch kann nicht 

auf die diversen psychologischen, soziologischen usw. Aspekte singe­

gangen werden; wirwollen Zahlen und Daten sprechen lassen. 

Kaderpoli tik wird in diesem unseren Zusammanhang nicht im engeren Sinne 

als Auswahl, Training und Einsatz von Kadern und Funktionären vcrwiegend 

der Partei verstanden, sondern me int auch die Ziele, Prinzipien, MaB­

nahmen und die Realisierung einer Poli tik, die eine 11 allsei tige Ein­

beziehung der Frau in das System des sozialistischen Aufbaus" meint und 

lenkt. Auf einen Vergleich der Ergebnisse mi t der Stellung der Frau 

etwa in der Bundesrepublik soll verzichtet werden, so reizvoll dies auch 

im einzelnen sein möge. 

I. Ziele der Frauenpoli tik der SED 

l. Ideologische Ableitung 

11 Der gesellschaftliche Fortschri tt läBt sich exakt messenander gesell­

schaftlichen Stellung des schönen Geschlechts", schrieb Karl Marx 

18681
). Das ist keine spezifisch kommunistische Erkenntnis, wohl aber 

die, daB der Klassenantagonismus historisch mi t dem 11 Antagonismus von 

Mann und Weib", die 11 erste Klassenunterdrückung mi t der des weiblichen 

Geschlechts durch das männliche" zusammengefallen sei2
). Von da her wird 
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die Gleichberechtigung als besoudere Leistung der sozialistischen 

Gesellsohaft vereinnahmt und als Wesensmerkmal kommunistisoher Staaten 

praktiziert und noch eifriger zi tiert. Sie i st allerorts Verfassungs­

gebot und Gegenstand zahlreicher Gesetze, Direktiven, Kommuniques 

Schriften usw. 

Dahinter steht mehr als die Absicht, den Fortschri t t des Systems am Fort­

schri t t in der Stellung des 11 schönen Geschlechts" zu demonstrieren. 

Die poli tische Führung erwartet sich Rückwirkungen auf das BewuBtsein 

der Frauen: die ständige Gleichsetzung von Fortschritt der Gesellsohaft 

und Fortschri t t in der Gleichberechtigung soll sie akti vieren, ersteres 

zu unterstützen, um letzteres genieBen zu können. Enthusiastisch ver­

kündete deshalb das berühmte Kommuniqué des Poli tbüros 11 Die Frauen- der 

Frieden und der Sozialismus": 

11 Noch nie zuvor hatten Frauen und Mütter in Deutschland solche 

Möglichkei ten, an der Gestal tung des gesellschaftlichen Lebens teil­

zunehmen, wie unter den Bedingungen der Arbei ter- und Bauernmacht." 

Gleichzei tig vollzieht der Aufruf den UmkehrschluB, Gleichberechtigung 

und Mi tarbei t der Frauen se i en eine Voraussetzung für den gesellschaft­

lichen Fortschri t t: 

11 Die Gleichberechtigung der Frau, ihre Förderung im beruflichen und 

gesellschaftlichen Leben heiBt dieRepublik stärken, dem Frieden und 

dem Sozialismus neue groBe Kräfte zuführen und eine glückliche, 

helle Zukunft der Frauen und Mütter sichern" 3
) 

2. Ökonomische Ablei tung 

11 Von den Fesseln des kapi talistischen Pri vateigentums befreit, wird 

die zum Nutzen und Wohl der Gemeinschaft der Werktätigen betriabene 

gesellschaftliche Arbei t für die Frau zur Quelle und Garantie wahrer 

Selbständigkei t und Gleichberechtigung. Es i st ... unrichtig und 
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gehört zum bürgerlichen Ge dankengut, wenn man annehmen woll te, 

mi t dem wachsenden Wohlstand der Bevölkerung erübrige si eh allmäh­

lich auch die Berufstätigkei t der Frau. Im Sozialismus entstehen 

Bedingungen, unter denendie Arbei t endlich auch für die Frau in 

vollem Umfang die Bedeutung als Befrei er und Erziehung gewinnt, 

die sie se i t je für die Menschhei t als Ganzes gehabt hat 114
). 

Die sowjetzonale Wirtsohaft braucht die Arbei tskraft der Frau. Die 

Bevölkerungsstruktur ist auBerordentlichungünstig, insbesandere 

durch die Kriegsfolgen und die Millionenflucht vor allem der mi ttleren 

und jüngeren Jahrgänge bis 1961. Die Bevölkerung im arbei tsfähigen Al ter 

hat se i t 1950 um rund 2 Millionen abgenommen und beträgt heute 9 924 360 

( darunter 5 129 141 Frauen und Mädchen zwischen 15 und 60 Jahren) 5
). 

Im 11 Prognosezei traum" bis 1980 werden sich die Proportionen nicht ver­

bessern, wird die Überal terung zunehmen. Während 1965 58,2 Personen von 

100 der Wohnbevölkerung im arbei tsfähigen Al ter waren, werden es 1980 

nur 57,1 sein. Der Tief'stand wird für 1970 mit 54,5 errechnet5a). Mit 15,8 

Geburten auf 1000 Einwohner ( 1966) hat die SBZ die viertniedrigste 

Geburtenrate in der Welt. 

Unter diesen Voraussetzungen müssen auch die letzten Arbei tskraft­

reserven der Frauen freigesetzt werden. Aber das allein genügt noch 

nicht: die hochindustrialisierte Wirtsohaft der SBZ erf'ordert, soll sie 

wei terwachsen, eine steigende Arbei tsprodukti vi tät und technischen 

Fortschri t t, also Qualifizierung der Arbei tskräfte im Zuge von Ratio­

nalisierung und Automatisierung. Für die Kaderpoli tik der SED ergeben 

sich daraus folgende Einzelziele und -aufgaben: 

a) sie muB propagieren, daB Gleichberechtigung Mi tarbei t in der 

materiellen Produktion bedeutet- eine Funktion der Erziehung sowohl 

unter den Männern als auch unter den Frauen; 

b) sie muB dafür sorgen, daB Frauen nicht nur "tradi tionelle", sondern 

vor allem technisch-naturwissenschaftliche Berufe ergreifen - eben­

falls eine erzieherische Funktion und eine Aufgabe der Berufslenkung; 
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c) sie muB dafür sorgen, daB si eh die in der Produktion tätigen Frauen 

fachlich wei terbilden, si eh 11 qualifizieren" - eine Funktien des 

Ausbildungssystems; 

d) sie muB durchsetzen, daB die qualifizierten weiblichen Arbei tskräfte 

entsprechende lei tende und mi ttlere Posi tionen einnehmen- eine Auf­

gabe insbesandere der Überzeugungsarbei t unter den Männern; 

e) sie muB ein möglichst vollständiges Netz von Einrichtungen schaffen 

und unterhal ten, die der berufstätigen Frau die Arbei t ermöglichen 

und die häusliche Arbei t erleichtern ( von Kinderhorten bis zu Gemein­

schaftsküchen und Waschsalons) - eine überwiegend soziale Funktion. 

Dazu gehört ferner die Technisierung der Einzelhaushal te, und nicht 

zuletzt der EinfluB auf die Bere i tsohaft der Männer, im Haushal t 

mi tzuwirken ( § 10 Abs. 1 des Familiengesetzbuches bestimmt: 11 Beide 

Ehegatten tragen ihren Anteil bei der Erziehung und Pflege der Kinder 

und der Führung des Haushal ts"). 

Hinter dem Ziel, möglichst alle Frauen in den Arbei tsprozeB einzuglie­

dern, stehen nicht nur Ökonomische Erwägungen. Für ein zentral durch­

organisiertes System, das alle Lebensbereiche durchdringen und kon­

trollieren will, ist es praktisch, wenn die Mehrzahl der Bevölkerung 

am Arbei tsplatz erfaBbar i st. AuBerdem werden somi t - zumindest der 

Intention nach- die Kinder dem bestimmenden EinfluB der Familie, der 

El tern entzogen: sie können als Gruppe in speziellen Einrichtungen 

(Kindergärten, Ganztagesschulen, Pionierclubs, Ferienlagern usw.) 

erfaBt und beeinfluBt werden. Ein interessantes Beispiel für die Ver­

knüpfung von ideologischer und Ökonomischer Argumentation liefert uns 

eine Leserzuschrift im ND: 

11 Die Mutter und Hausfrau, der die Kinder überwiegend anvertraut sind, 

erzieht sie so, wie sie es für richtig häl t, also vollkommen subj ek­

ti v. Ein nicht geringer Teil unserer El tern i st in der kapi talisti­

schen Denkweise groB geworden, und manch einer hat den Sprung vom !eh 

zum Wirnoch nicht gewagt. Berufstätige Mütter übertragen die Sorge 

um ihre Kleinen dem Kindergarten oder dem Hort der Schule. Hier sind 
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die Kinder in der Obhut voll ausgebildeter Erzieher und lernen 

spielend, sich in die Gemeinschaft einzufügen, was besonders für 

Einzelkinder notwendig i st. Die se Gemeinschaft formt sie gleiober­

maBen und berei tet sie auf das Leben in der sozialistischen Gesell­

sohaft vor" 6
). 

3. Die gesellschaftlich-politische Ableitung 

In einem Aufruf zum 11 Internationalen Frauentag" formulierte Stalin 1925 

den poli tischen Auftrag der Frau und der Frauenpoli tik: 

11 Die werktätigen Frauen, die Arbei terinnen und Bäuerinnen, bilden 

eine gewal tigeReserve der Arbei terklasse. DieseReserve macht mehr 

als die Hälfte der Bevölkerung aus. Ob diese Frauenreserve für die 

Arbei terklasse oder gegen sie sein wird- davon hängt das Schicksal 

der proletarischen Bewegung, der Sieg oder die Niederlage der prole­

tarischen Revolution, der Sieg oder dieNiederlage der proletarischen 

Staatsmachtab. Daher bestebt die ers te Aufgabe des Proletariats und 

seines Vortrupps, der kommunistisohen Partei, dar in, einen entschie­

denen Kampf zu fÜhren, um die Frauen, die Arbei terinnen und Bäuerinnen, 

dem EinfluB der Bourgeoisie zu entreiBen, die Arbeiterinnen und 

Bäuerinnen poli tisch aufzuklären und unter demBanner des Proletariats 

zu organisieren" 7
). 

Aufgabe der Kaderpoli tik ist es in diesem Zusammenhang, die Frauen zu 

organisieren, zu schulen, auf den Einsatz in den gesellschaftlichen 

Organisationen und Ins ti tutionen vorzuberei ten; über sie soll u. a. Ein­

fluB auf Familie und Kindererziehung genommenwerden. Organisatorische 

Schwerpunkte dafür sind: 

a) Der 11 Demokratische Frauenbund Deutschlands" (DFD). Der DFD (heute 

1, 3 Mill. Mi tglieder; 67,4% davon berufstätige Frauen) wurde 1947 

gegründet und dient sei t seinem Bestehen als Transmissionsorgan 

zwischen der SED und der weiblichen Bevölkerung. Ilse Thiele (Jahr­

gang 1920, Mi tglied der Volkskammar und des ZK der SED, se i t 1953 

Vors i tzende des DFD), präzisierte die Aufgaben des Frauenbundes 1962: 
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11 Er ist eine der Massenorganisationen, durch die unsere Partei ihre 

Poli tik in brei te Schichten der Frauen trägt und durch die sie die 

Frauen fest mi t dem Kampf der Arbei terklasse verbindat. Die Partei 

verwirklicht ihre fÜhrende Rolle im DFD durch die Genossinnen, die 

entsprechend dem Parteistetut für ihre Arbei t der Partei gegenüber 

verantwortlich sind und deren Aufgabe es i st, die Poli tik der Partei 

im DFD durchzusetzen, sie den Frauen zu erklären, die Frauen mi t 

sozialistischem BewuBtsein zu erfüllen und sie für den sozialisti­

schen Aufbau zu gewinnen. Im Statut des DFD ist die Anerkennung der 

fÜhrenden Rolle der Part ei der Arbei terklasse festgelegt 118
). 

Die Arbei t des DFD wurde in der letzten Zei t modifiziert: die 11 poli­

tisch-ideologische Überzeugungsarbei t 11 soll sich insbesoudere auf 

die nicht berufstätigen Frauen sowie auf diej enigen konzentri eren, 

die in Handwerks- bzw. Pri vatbetrieben tätig sind. Die in Industrie, 

Landwirtschaft, Handel und Versorgung sowie auf dem Dienstleistungs­

sektor arbei tenden Frauen sollen hingegen kÜnftig nicht mehr mi t 

Veranstaltungen überfüttert werden; hier hat sich der DFD 11 wirklich 

auf solche Gebiete (zu) beschränken, die ihnen bei der Erziehung der 

Kinder, der Lösung ihrer Probleme in der Familie und der Erleich­

terung ihres Lebens helfen 119
). Den sog. 11 drei Aufgabenbereichen 11 der 

Frauen in der DDR- Beruf, 11 gesellschaftliche Arbei t 11 und familiäre 

Aufgaben- soll si eh der DFD also j etzt mi t Schwerpunktbildung 

widmen. 

b) Die Frauenausschüsse in den Betriaben und LPG. Sie sollen die Frauen 

poli tisch-ideologisch erziehen, sie zur Übernahme verantwortlicher 

Funktionen im Be tri eb sowie in der Part ei- bzw. Gewerkschaftsarbei t 

bewegen und QualifizierungsmaBnahmenpropagierenundunterstützen. 

Ursprünglich soll ten sie die Betriebslei tung und die Gewerkschaft 

kontrollieren; heute sind die Gruppen dem FDGB als Kommissionen 

unters.tell t. Ihr Schwerpunkt liegt wohl in einer allgemeinen Inter­

essenvertretung der Frauen, vor allem hinsichtlich der sozialen 

Belange. Das Interesse der Frauen an der Mi tarbei t in den Frauenaus­

schüssen ist vergleichsweise gering: in den rund 13 500 Ausschüssen 

sind 96 000 Frauen tätig, viele davon se i t der Gründung 1952. 
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c) Mi tarbei t in den Massenorganisationen, den 11 Volksvertretungen" und 

ihren Lei tungen. Sei t Kriegsende fordert die SED eine verstärkte 

Repräsentanz der Frauen in den diversen Massenorganisationen (vor 

allem imFreien Deutschen Gewerkschaftsbund), den Parlamenten und 

Lei tungen von den Gemeindevertretungen über Kreis- und Bezirksräte 

bis zur Volkskammar und zum Ministerrat. Dahinter steht neben anderen 

Erwägungen die eigentümliche - man könnte sagen: numerischa- Auf­

fassung der Staatspartei von Demokratie: Je mehr Frauen in diesen 

Gremien vertreten sind, desto Überzeugender scheint ihr der gesell­

schaftliche Fortschri tt besanders in der Frauenfrage nach Innen und 

AuBen dokurnentiert. Dem widerspricht durchaus nicht, daB- wie im 

Vergriff auf felgendes gesagt werden soll- die zahlenmäBige Ver­

tretung von unten nach oben, von den diskutierenden zu den lei tenden 

Gremien hin deutlich abnimmt. Im Bereich der materiellen Produktion 

sind die Frauen überrepräsentiert, im poli tischen Bere i eh dagegen 

unterrepräsentiert; das gilt ganz besanders, wie zu zeigen sein wird, 

für die führenden Organe der SED, des Staats und der Wirtsohaft. 

II. Kaderpoli tische Direkt i ven der SED im Binbliek auf die Einbeziehung 

und Förderung der Frau- Forderungen, Widerstände und Erfalge 

Die Direkt i ven der SED und nachgeordneter Organe beinhal ten insbesan­

dere Anordnungen 

zur Gewinnung der Frau als Kader- bzw. Arbei tskraftreserve 

zur Ausbildung, Wei terbildung und Förderung der Frau 

zum Einsatz der Frau in bestimmte Posi tionen und Schwerpunktbereiche 

zur Sicherung der Frauenarbei t durch soziale MaBnahmen und Einrich­

tungen. 

Im felgenden soll versucht werden, die Farderungen mi t dem j eweils 

erreichten Stand auf einzelnen Gebiet en zu vergleichen; die obj ekti ven 

und subj ekti ven Widerstände gegen die auf die Frauen konzentrierte 

Kaderpoli tik sind für uns vor allem dort von Interesse, wo sie erkennbar 

zwischen Absichten und der Reali tät stehen. 
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1. Frauen in der industriellen und landwirtschaftlichen Produktion 

SchwerpunktmäBig se i t dem ersten 5-Jahresplan ( 1951) besteht die allge­

meine Forderung, daB die zur Erfüllung der Jahrespläne notwendigen 

zusätzlichen Arbei tskräfte vor allem aus den Reihen der Frauen kommen 

müssen. Sei t einer Reihe von Jahren wurde diese Forderung dahingehend 

erwei tert, daB die Frauen verstärkt als Faoharbei ter in naturwissen­

schaftlichen und technischen Bereichen tätig werden sollen. 

Die Kreislei tungen der SED sowie die beigeardneten staatlichen und 

wirtschaftlichen Organe sind verpflichtet, für bestimmte Berufe 

Mindestanteile für weibliche Lehrlinge festzulegen. Schwerpunkte für 

die Berufslenkung sind vor allem: Berufe in der Elektrotechnik und 

Elektronik (Elektromechaniker, Fernmeldemechaniker, Funkmechaniker, 

Elektroingenieure), in der Chemieindustrie (Chemiefacharbeiter, 

Plastefacharbei ter, Chemieingenieure), in der Bauwirtschaft ( insbesan­

dere Bauingenieure), in der Landwirtschaft (Spezialisten für Saatgut, 

Rinderhal tung, Schweinehal tung; Agronomen) sowie Ausbildung der Frauen 

zu Werkzeugmachern, Feinmechanikern, Automateneinrichtern, Fach­

arbeitern für automatische Fertigungssysteme usw. 

Heute sind etwa 46,7% der Berufstätigen in der SBZ Frauen; von allen 

Frauen zwischen 15 und 60 Lebensj ahren sind 76% berufstätig10
). Mi t diesem 

Zustand ist die Reserve der weiblichen Arbei tskräfte für die Industrie 

ausgeschöpft; der Anteil der weiblichen Beschäftigten wird bis 1980 nur 

um hÖchstens 2% zunehmen, und dies auch nur in bestimmten Industrie­

zweigen (Schwerpunkte sind die Chemie- und die Elektroindustrie) und 

auf Kosten anderer Industriezweige. 

In der Landwirtschaft sind von etwa 1 Mill. LPG-Mi tgliedern über die 

Hälfte Frauen. Ein Beispiel für den Bezirk Leipzig: nEntsprechend 

wissenschaftlicher Untersuchungen muB sich diesar Prozentsatz in den 

nächsten Jahren auf etwa 70 erhöhen, um die notwendige Anzahl männlicher 

Arbei tskräfte für Aufgaben im Bereich des landwirtschaftlichen Eau­

wesens und in zwischenbetrieblichen Meliorationseinrichtungen, für das 
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Bedienen der schweren Technik im Bereich der Feldwirtschaft bzw. im 

landwirtschaftlichen Transport- und Umschlagwesen freizusetzen "11
). 

Die wichtigste Frage der Kaderpoli tik i st daher die Qualifizierung 

der Frauen, ihre Ausbildung zu Fachkräften. Zwei Gesichtspunkte sind 

dafür ausschlaggebend: erstens kann der Faoharbei terbedarf in den 

nächsten Jahren nicht nur aus den Lehrlingen rekrutiert werden, von 

denen es ebenfalls zu wenige gibt. Zwei tens i st es ein Erfordernis der 

modernen hochindustrialisierten Wirtschaft, daB neue Maschinen, 

Anlagen usw. erst dann installiert werden können bzw. rentabel sind, 

wenn die erforderliche Anzahl von qualifizierten Arbei tskräften zur 

Bedienung der Maschinen und Anlagen vcrhanden i st. Das bedeutet natür­

lich auch die intensive Ausbildung der technischen,naturwissenschaft­

lichen und mathematischen Kenntnisse. In Parenthese se i erwähnt, daB in 

der sowjetzonalen einschlägigen Li teratur das Problem einer künftigen 

Polarisierung der Arbeitskräfte, wie sie sich z.B. in den USA abzeich­

net, nicht gesehen bzw. nicht veröffentlicht wird. Im Zuge des gegen­

wärtig zu beobachtenden Rationalisierungs-Fetischismus wird zu wenig 

berücksichtigt, daB gerade in einer durchrationalisierten Industrie 

die Zahl der ungelernten bzw. angelerntenArbeiter (für Hilfsprozesse 

wie Transport usw.) zunimmt, daB eine absolute Rationalisierung und 

Automatisierung auch unrationell seinkann. 

Gegenwärtig sind nur 18% der Faoharbei ter in der Industrie Frauen; dabei 

11 muB allerdings noch beachtet werden, daB es sich nur z.T. um Faoh-

arbei ter für technische Berufe handelt, daB z.T. die Facharbeiter­

ausbildung nicht der ausgeübten Tätigkei t entspricht" 12
). Diese Zahlen 

werden bestätigt durch einen Bericht, demzufolge im VEB Carl Zeiss 

Jena 79% aller Produkt ionsarbei terinnen in den Lohngruppen I- IV 

( für ungelernte und angelernte Arbei ter; insgesamt gi bt es 8 Lohn­

gruppen) arbeiten13
). Entsprechende Zahlen für die Landwirtschaft 

fehlen; hier dürfte das Verhäl tnis nicht besser sein. Ein Beispiel: 

11 Im Bezirk Leipzig sind 48 Prozent der Genossenschaftsmitglieder 

Frauen. Die Genossenschaftsbäuerinnen verrichten aber mehr als zwei 

Drittel der z. Zt. anfallenden Handarbeit. Selbst bei solohen Maschi-
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nen, die günstige Arbeitsbedingungen bieten, wie Lader, Pflege­

sch1epper usw., erfo1gt ihr Einsatz vö11ig ungenügend " 14
). 

Aus diesen Beispielen und den Intentionen der SED krista1lisieren sich 

fo1gende Daten und Probleme heraus 

a) die Berufs1enkung für Schu1abgängerinnen, ohnehin schon seit 

Jahren auf Schwerpunktbereiche der Industrie und Landwirtschaft 

gerichtet, kann nur zu einem Teil dazu bei tragen, die Zahl der 

erforderlichen qualifizierten Faoharbei terinnen bere i tzustellen. 

Dafür sind auch subj ekti ve Gründe ausschlaggebend: 1964 woll ten in 

Halle die Mädchen der 10. Klasse folgende Berufe ergreifen: 

26 einen künstlerischen Beruf ( 6 Lehrstellen waren frei), 52 Friseuse 

(25 Lehrstellen), 10 Kosmetikerin (keine Lehrstelle), 54 Berufe in 

der Metallerzeugung und -verarbeitung sowie Elektriker (179 Lehr­

stellen) 14a) • 

b) Die fachliche Ausbildung und Weiterbildung derweiblichenBerufs­

tätigen und ihr dem Ausbildungsstand entsprechender Einsatz staBen 

auf diverse Schwierigkeiten und Widerstände. Dazu gehören u. a.: 

in vielen Betriaben fehlen, wenn man den entsprechenden Klagen und 

Kri tiken Glauben schenken darf, 11 Qualifizierungsprogramme" spe­

ziell für die Arbei terinnen. Dazu gehören insbesandere Übersichten 

über die gesamtbetrieblichen Aufgaben (die 11 Perspekti ve"), über die 

Anzahl der erforderlichen Faoharbei ter und Faoharbei terinnen, über 

die Besetzung der Arbei tsplätze ( Arbei tsplatzkataloge) usw. 

Ein anderes Hindernis für die Qualifizierung wie für die ausbil­

dungsgerechte Beschäftigung besteht darin, 11 daB in der Vergangen­

heit viele Arbei tsplätze den Frauen aufgrund ungenügender Produk­

tionskul tur bzw. erschwerter Arbei tsbedingungen nicht zugänglich 

waren 1115
). 

Frauenarbei t setzt ein möglichst umfassendes Netz an Versorgungs­

und Dienstleistungseinrichtungen voraus. In welchem Umfang die se 

Einrichtungen vcrhanden sinè, läBt si eh nicht exakt ermi tteln; die 

Tatsache j edoch, daB ständig Verbesserungen und Ausbau gefordert 
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werden, läBt darauf schlieBen, daB das Netz noch alles andere als 

lückenlos i st. Dazu gehört ferner die Möglichkei t, die Kinder, 

insbesandere im Vorschulalter, unterzubringen. Auf diesem Gebiet 

wurde in der SBZ schon Beträchtliches geleistat; allerdings ist das 

Verhäl tnis, vergleiebt man es mi t dem Anteil der berufstätigen 

Frauen, noch nicht optimal. 1966 wurden 18% der Kinder im Al ter bis 

zu 3 Jahren in Kinderkrippen und Kinderheimen betreut; 57% der 

Kinder im Al ter von 3 bis 6 Jahren wurden in Kindergärten betreut16
). 

Von vielen Frauen wird auch heute noch in der SBZ die Berufstätigkei t 

als Mi ttel eines zei tweiligen Nebenverdienstes angesehen. Dazu 

kommt bzw. gehört auch, daB es die verantwortlichen Organe noch 

nicht im Ganzen verstanden haben, den Frauen eine Überzeugende 

indi viduelle und kollekt i ve berufliche 11 Perspekti ve" zu vermi t teln. 

Das gilt natürlich fast ausschlieBlich für die verheirateten Frauen 

und Mütter. Viele der unverheirateten Frauen und Mädchen sind einem 

technischen Beruf deswegen abgeneigt, weil sie 11 ja doch einmal 

heiraten werden". Für sie ist eine langwierige spezielle Aus- oder 

Wei terbildung verlorene Zei t; sie ergreifen lieber die sagen. 

"typisohen" Frauenberufe. Dami t i st der mi t teldeutschen Volkswirt­

schaft und den Plänen der SED nicht ausreichend gedient. 

Eine erhebliche Rolle spiel t auch der akti ve und pass i ve Widerstand 

der Männer gegen die Berufstätigkei t bzw. die Qualifizierung der 

Frau. Nach einer Untersuchung der soziologischen Abteilung ander 

Martin-Luther-Universität, Halle-Wittenberg, im März 1965 in 

einigen Betriaben der Elektrochemie und Plaste waren von befragten 

ledigen Arbei tern: 15% gegen und lediglich 27% ohne Einschrän­

kung für die Berufstätigkei t ihrer künftigen Ehefrau. Für eine zei t­

weilige Berufstätigkeit unter Berücksichtigung bestimmter Umstände 

(z. B. Modernisierung und Komplettierung derWohnungseinrichtung, 

Anschaffung hochwertiger Konsumgüter usw.) vatierten 58%17
). 

In der gleichen Untersuchung wurde festgestellt, welche Haltung die 

Männer gegenüber der beruflichen Wei terbildung ( Qualifizierung) 

ihrer Ehefrauen bzw. Freundinnen einnehmen: 
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Tabelle 118
) 

11 Einstellung der Männer zur beruflichen Wei terbildung ihrer Ehe-
frauen bzw. Freundinnen ( Prozent) a) 

Männer Frauen 

(Ehe fr. (Ehe fr. 
berufs- nicht 
tä tig) b erufs-

Antwort tä tig) ledig gesamt verh. ledig gesamt 

ja 36,4 31,7 73,6 52,6 27,8 60,6 42,2 

ja, au eh wenn 
sich für ihn dar-
aus eine zusätz-
liche Belastung 
ergibt 9,1 21,0 11,3 12,1 16,6 4,6 11,4 

kommt auf die 
Umstände an 27,3 21,0 9,4 18,1 22,2 11,6 17,5 

nein 24,9 26,3 3,8 15,5 20,4 13,9 17,5 

weiB es nicht 2,3 1,9 1,7 13,0 9,3 11,4 

a) Die Frauen wurden gefragt, ob ihr Ehemann, Verlobter oder Freund 
wünscht, daB sie sich beruflich wei terbilden. Diese Frage wurde von 
95 Prozant der verheirateten und von 70 Prozant der unverheirateten 
Frauen beantwortet. Auf die Frage an die Männer, ob sie wünschen, daB 
ihre Ehefrau, Verlobte oder Freundin si eh beruflich wei terbilden, ant­
worteten 98 Prozant der verheirateten, deren Frauen berufstätig sind, 
68 Prozant der verheirateten, deren Ehefrauen nichtberufstätig sind, 
und 93 Prozant der unverheirateten Männer". 

Eine wichtige Wurzel des männlichen Widerstands gegen die Frauen­

arbeit bzw. gegen die Qualifizierung der weiblichen Beschäftigten 

ist die Fluktuationsquote; diese wird häufig als Argument innerhalb 

der Betriebe von den Brigadieren und Meistern bis hin zu den 

Betriebsleitern verwandt. Die Fluktuationsquote ist in der Tat 

naturgemäB höher als bei den männlichen Beschäftigten; nach einer 

Untersuchung in einem VEB 11 kündigten die Frauen in der Altersgruppe 

zwischen 26 bis 30 Jahren u. a. aus folgenden genannten Gründen: 

31,5 Prozent aus familiären Gründen, 26,1 Prozent wegen Geburt 

eines Kindes oder anderen mi t den Kindern zusammenhängenden Grün­

den, 17,8 Prozant aus gesundhei tlichen Gründen 1119
). 
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c) Die Arbeitsmotive der berufstätigen Frauen sind überwiegend 

materieller Art, was auch Auswirkungen auf die Bere i tsohaft zur 

Wei terbildung hat. Nach der Untersuchung an der Martin-Luther­

Uni versi tät ergibt si eh folgende Reihenfolge der Mot i ve: 

11 Häufigkei t des Auftretens der einzelnen Mot i ve der Frauen für ihre 
Berufstätigkeit (Prozent) 

Motiv verheiratet unverheiratet gesamta) 

Materielle Motive 

Sicherung der Subsistenzmi t tel 51,7 85,3 68,8 

Anschaffunghochwertiger 
Industriewaren, Modernisierung 
und Vervollständigung der 
Wohnungseinrichtung 70,7 42,7 56,3 

Anschaffung modischar Kleidung 12,0 26,3 19,3 

Anschaffung bzw. Unterhal tung 
eines Kraftfahrzeugs 25,9 6,6 16,0 

Ideell-moralische Motive 

Bedürfnis nach Kontakt mi t 
anderen Menschen 44,9 52,6 48,7 

Bedürfnis nach Berufstätigkei t 46,5 60,7 53,8 

Bedürfnis nach beruflicher 
Weiterbildung 44,9 62,4 53,8 

a) Bei denvonden Männern genannten Motiven für die Berufstätigkeit 
ihrer Ehefrau steht die Anschaffung hochwertiger Industriewaren mi t 
69 Prozent ebenfalls an erster Stelle, danach folgen mit 38 Prozent 
das Bedürfnis nach Berufstätigkei t, mi t 36 Prozent das Bedürfnis nach 
beruflicher Weiterbildung, mit 29 Prozent die Sicherung der Sub­
sistenzmittel, mit 27 Prozent das Bedürfnis nach Kontakt mit anderen 
Menschen, mit 24 Prozent die Anschaffung modischer Kleidung und mit 
20 Prozent die Anschaffung bzw. Unterhal tung eines Kraftfahrzeuges. 11 

Auf dem Hintergrund dieser Motivreihe werden auch die zahlreichen 

Farderungen nach Verbesserung der 11 Produktionskul tur 11
, Verbes­

serung der 11 kameradschaftlichen Beziehungen der Werktätigen unter­

einander sowie zu den Vorgesetzten 11
, nach 11 beruflicher Perspekt i ve 11 
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speziell für die Frauen, nach einem Ausbau der Betreuungs- und 

Erziehungseinrichtungen fÜr die Kinder im Vorschul- und im schul­

pflichtigen Alter verständlich. Von diesen Faktorenhängt die 

Bere i tsohaft der Frauen zur beruflichen Qualifizierung ebenso ab, 

wie von ihrer persönlichen Einstellung zur Arbei t; deshalb kon­

zentriart die SED ihre Überzeugungsarbeit gerade auf diese Punkte. 

Lot te Ulbricht, die 11 first Lady" der DDR, und Inge Lange, Lei terin 

der Arbei tsgruppe Frauen beim ZK und der Frauenkommission beim 

Politbüro der SED, haben die in diesem Zusammanhang anstehenden 

Probleme lapidar wie folgt zusammengefaBt: 

11 Man wirduns zustimmen, daB in manchen Betrieben, LPG und auch 

Familien das Leben der Frau schon j etzt um vieles leichter sein 

könnte, wenn die theoretische Zustimmung zum Prinzip der Gleich­

berechtigung immer zum entsprechenden Handeln führte. Das 

schlieBt ein, daB der Mann mehr bei der Eausarbei t und bei der 

Erziehung der Kinder zupackt, daB die Arbei ts- und Lebensbedin­

gungen in den Betrieben effekt i ver erleichtert werden und 

einige Leiter mit gröBerem Mut und auch etwas mehr Unterstüt­

zung an den Einsatz von Frauen in mi t tleren und lei tenden Funk­

tienen herangehen 1121
). 

d) Eine besendere Einrichtung zur Behebung des Arbei tskräftemangels 

sind die sei t etwa 1958 bestehenden 11 Hausfrauenbrigaden" in denen 

mehrere Frauen eines Wohnbereiches oder einer sozialen Gruppe 

(z. B. Frauen von Offizieren in Garnisonsstädten) zusammengefaBt 

werden. Sie arbei ten stunden- oder tageweise in Industrie, Landwirt­

schaft, Handel und in Dienstleistungseinrichtungen und werden dafür 

tariflich bezahlt. Die Hausfrauenbrigaden starten meist 11 Feuer­

wehraktionen", werden also insbesoudere dort tätig, wo kurzfristige 

Engpässe und Arbeitskräftemängel auftreten. Eine andere Funktien 

bestebt darin, die in den Brigaden mi tarbei tenden Frauen für eine 

ständige berufliche Tätigkei t zu interessieren und zu gewinnen. Nach 

den letzten bekanntgewordenen Zahlen ( 1963) gab es in der SBZ ca. 

5 000 Hausfrauenbrigaden22
). 
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2. Frauen in mittleren und leitenden Funktionen der Wirtschaft 

Margarete Müller (Jahrgang 1931, Vorsitzende der LPG Kotelow, Kandi­

datin des Poli tbüros und Mi tglied des Präsidiums des Bundesvorstandes 

des FDGB) untergliedert die Frauenpoli tik der SED in vier Phasen. Nach 

1945 konzentrierte sich die SED darauf, die Frauen überhaupt erst ein­

mal in den ProduktionsprozeB einzubeziehen und entsprechende "ideolo­

gische Hemmnisse bei den Männern" zu überwinden. Mi t der Verkündung des 

sozialistischen Aufbaus 1952 "traten solche Aufgaben wie die Ausbildung 

für den Arbeitsplatz und die Verbesserung der Arbeits- und Lebens­

bedingungen immer stärker in den Vordergrund". Die Frauenpoli tik trat 

in eine neue Phase mi t dem Poli tbüro-Kommunique 1961; se i ther galt es, 

ndie Aktivi tät der Frauen und Mädchen zu fördern" und ndie Gewinnung 

von Frauen für technische Berufe, für die Ausbildung zu Facharbei terin­

nen" zu forcieren. Heute, im Übergang zu der nicht näher bezeichneten 

4. Phase, geht es für die SED darum, "die Reserven an hochqualifizierten 

weiblichen Kadern zu vergröBern und- darauf aufbauend- den Anteil der 

Frauen und Mädchen in mittleren und leitenden Funktionen schneller 

und in gröBerem Umfang zu erhöhen" 23
). 

Dafür sindinerster Linie die o.a. wirtschaftlichen Erwägungen aus­

schlaggebend. Darüber hinaus hat die SED j edoch den Einsatz von Frauen 

in mi ttlere und lei tende Funktionen der Wirtschaft zu einer Prestige­

frage gemacht; er gilt heute als Kr i terium für die Gleichberechtigung. 

Die SED will dami t den verantwortli chen Staats-, Part ei- und Wirt­

schaftsorganen deutlich machen, daB es sich nicht nur um eine volks­

wirtschaftliche, sondern auch um eine politisch-ideologische Frage 

handelt, die vorrangig zu beachten und durchzusetzen i st. 

Die Zahlen über den Anteil der Frauen in lei tenden und mi t tleren Funk­

tionen differieren einigermaBen. Minister Dr. Pfeffer gibt für 1965 an, 

daB die lei tenden Posi tionen zu 6% und die mi ttleren zu 15,2% von Frauen 

besetzt se i en (bis 1970 sind 16,5% bzw. 25% gefordert ) 24
). Margare te 

Müller hingegen spricht für 1965 von einem Stand von 8, 7% Frauen in 

lei tenden Pos i tionen der zentralgelei teten volkseigenen Industrie (es 
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handelt sich dab ei vor allem um Werklei ter, Kaderlei ter, Hauptbuchhal­

ter und technische oder ökonomische Direktoren) 25
). Sie gibt dazu ein 

interessantes Beispiel: 

11 Der VEB Filmfabrik Wolfen z. B. hat 48 weibliche Hochschulkader. 

12 von ihnen üben lei tende und 19 mi t tlere Funktienen aus. V on den 

96 Fachschulkadern dieses Be tri ebs arbei ten 10 Kolleginnen in 

lei tenden und 36 in mi ttleren Funktienen unmi ttelbar im Werk. 50 

Kolleginnen sind j edoch als Lehrerinnen in der Betriebsberufsschule 

tätig" 26
). 

In der Landwirtschaft i st das Verhäl tnis offenbar noch ungünstiger als 

in der Industrie: 1965 waren von 15092 LPG-Vorsitzenden ganze 146 

weiblichen Geschlechts. Immerhin hat ten 46 830 der rund 400 000 weib­

lichen mitarbeitenden LPG-Mitglieder eine abgeschlossene Ausbildung 

(Hoch- oder Fachschule, Meister- oder Facharbeiterprüfung). 

Der Anteil der Frauen in mittleren und leitenden Positionen soll suk­

zessive dem Anteil der Frauen an der Zahl der Berufstätigen angepaBt 

werden. Daraus ergeben sich für die Kaderpoli tik insbesoudere folgende 

Probleme: 

a) Zunächst sollen die Betriebs- und Gewerkschaftsleitungen (nicht 

etwa nur die Kaderleiter) zusammen mit der Betriebsparteileitung 

eine exakte Bedarfsermittlung durchführen. Im Zusammanhang damit 

sind der Ausbildungsgang und die künftigen Tätigkei tsmerkmale 

individuall zu planen. Das soll in die Betriebskollektivverträge 

und Frauenförderungspläne einflieBen. Die für mi ttlere und lei tende 

Funktienen bzw. für eine dahingehende Ausbildung vorgesehenen 

Frauen sollen in einer Kadernomenklatur zusammengefaBt und in die 

Kaderentwicklungsprogramme aufgenommenwerden. 

b) Als nächster Schri t t sind indi viduelle Aussprachen mi t den Frauen 

zu führen, die für die Funktienen und die entsprechende Ausbildung 

gewonnen werden sollen. Dazu gehört der Hinweis auf die private 

und berufliche 11 Perspektive", die Beschreibung der kÜnftigen Tätig­

keitsmerkmale, die Planung der erforderlichen Zeit und der not-
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wendigen Erleichterungen während der Qualifizierung. Die dafür 

verantwortliche Betriebs- und Gewerkschaftsleitunghat materielle 

und ideelle Anreize zu schaffen und zu propagieren. Die entspre­

chenden Anweisungen sagen auBeràem aus, daB die Qualifizierung und 

Einarbeitung nur während der Arbeitszeit geleistet werden sollen, 

dami t die Frauen auBerhalb der Arbei tszei t nicht überlastet werden. 

c) Die dritte Etappe beinhaltet die eigentlichen MaBnahmen zur Vor­

bereitung auf die Leitungstätigkeit. Es soll dazu übergegangen 

werden, daB bei den Betriebs- und Abteilungsleitern Planstellen 

geschaffen werden, in denen die Frauen die Lei tungsmethoden kennen­

lernenund einzelne Bereiche in selbständiger Verantwortung bear­

bei ten können. Die se Phase der Einarbei tung lei tet über zur Phase 

d) der vollen Übernahme der Leitungstätigkeit bzw. der leitenden 

Funktion auf mi t tlerer Eb ene ( z. B. als Brigadier, Meister, Abtei­

lungsleiter, Ingenieur usw.). Ein seit langem bestehender BeschluB 

des Ministerrats schrei bt auBerdem vor, daB freigewordene Pos i tionen 

auf diesen Ebenen wieder vorrangig mi t Frauen zu besetzen sind. 

Im Idealfall soll das System der Qualifizierung, Vorberei tung und 

Übernahme lei tender und mi t tlerer Funktienen etwa so aussehen: 
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Tabelle 327
) 

Übersicht über ein geschlossenes System von Aufgaben und MaBnahmen 

zur DurchfÜhrung der Aus- und Wei terbildung von Frauen 

Perspektiv- u. Jahresplanung 
zur Erhöhung des Bestandes 

qualifizierterFrauen 

Kennziffern zur Entscheidungs­
vorberei tung durch den Lei ter 

Arbeits-, Berufs-, 
Qualifikationsanalysen 

Arbeitsplatzkatalog 

Qualifizierungs- Vereinbarung 
vertrag mitzurZeit 

nichtberufstg. 
Frauen 

Frauenfördergs.plan, Betriebs-
kollektivvertrag, Rechenschafts-

legung und Kontrolle 
'f' 

-~,' Qualifizierungsprogramme ,, " 
< QualifizierungsmaBnahmen 

Territerial abgestimmtes 
Qualifizierungsprogramm 

' 
I~ 

Stufenweise Qualifizierung 
I~ Materielle zum Faoharbei ter Qualifi- und 

kat i ons- personelle 
gerechter PlanmäBige Vorberei tung Sicher-
Einsatz I~ zur Ausführung lei tender ~ stellung der 

Tätigkeiten Qualifi-
11' zierung 

Wei terbildung und Stärkung ~ 

der Verantwortung 
qualifizierter Frauen 

Komplexvereinbarungen mi t 
den örtlichen Räten 
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e) Die akti ven und pass i ven Widerstände in den Betrieben gegen die 

Qualifizierung und den entsprechenden Einsatz der Frauen sind, wie 

die einschlägige Li teratur ausweist, erheblich und Objekt einer 

permanenten Kritik: 

Die Qualifizierung und der ausbildungsgerechte Einsatz der Frauen 

in der Produktion werden häufig 11 ressortmäBig" und 11 kampagnemäBig" 

betrieben. Dieser Vorwurf meint, daB si eh überwiegend lediglich die 

Kaderlei tungen und die Frauenausschüsse mi t diesem Problem beschäf­

tigen, und daB entsprechende Programme und MaBnahmen sporadisch in 

Raaktion auf einschlägige Beschlüsse entworfen und durchgeführt 

werden. Dazu ist anzumerken, daB die für den Arbei tskräfteplan des 

Betriabes Verantwortlichen häufig nur ungern Frauen :rreistellen, 

die während ihrer Qualifikation als vollwertige Arbei tskraft aus­

fallen und anschlieBend meist fÜr die bisherige Position nicht mehr 

verfügbar sind. 

Insbesoudere die Leiter, denen die Frauen attachiert bzw. unter­

stellt werden, ergurnentieren mit dem 11 Unsicherheitsfaktor" und 

meinen damit den möglichen Ausfall der Frau durch Schwangerschaft, 

familiäre Probleme usw. 

Die Gleichberechtigungspropaganda hat es effenbar noch nicht ver­

mocht, Vorstellungen auszuräumen, wie die Furcht der Männer, sich 

von Frauen 11 etwas sagen zu lassen", wie Argumente, Frauen könnten 

nicht 11 fÜhren", sich nicht 11 durchsetzen" etc. 

Es kommt häufig vor, daB die verantwortlichen Personen oder Ins ti tu­

t ionen im Betrieb die Frauen entweder durch überhöhte Anforderun­

gen 11 testen" oder sie, wie das Beispiel aus der Filmfabrik Wolffen 

zeigt, inPositionen beschäftigen, die ihrer Ausbildung nicht gemäB 

sind. 

Es ist denkbar, daB die Verbindung von fachlicher Ausbildung und 

poli tischer Erziehung im System der Qualifikation möglicherweise 

nicht immer dazu angetan ist, die ohnehin überwiegend aus materiellen 
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Gründen arbei tenden Frauen ( siehe oben) zur Wei terbildung, die Zei t 

und Energie kostet, anzuregen. 

AuBerdem gibt es unter den geschilderten Umständen noch keine um­

fassende Garantie dafür, daB die Frauen nach vollendeter Aus- bzw. 

Weiterbildung richtig eingesetzt werden. Allerdings wird man hin­

sichtlich der Bere i tsohaft, si eh auf mi t tlere und lei tende Funk­

tienen vorzuberei ten, zu differenzieren haben zwischen verheira-

t eten und unverheirateten Frauen; in der Li teratur wird j edoch 

dieses Problern noch nicht aufgeschlüssel t ( einen Anhal tspunkt 

liefert die Untersuchung nach Tab. 1). 

3. Frauen im Hochschulwesen 

V on den 108 313 Studierenden an Uni versi täten und Hochschulen der SBZ 

(Direktstudium, Fernstudium und Abendstudium) waren 1965 28134 weib­

lichen Geschlechts, das sind rund 26 %28
). Hingegen beträgt der Anteil 

der Oberschülerinnen in den letzten beiden Klassen knapp 50%. Eine 

exakte Aufschlüsselung der Studentinnen nach Fakultäten bzw. Fachrich­

tungen existiert nicht bzw. i st nicht zugänglich; den hÖchsten Anteil 

dürften j edoch die pädagogischen und philologischen Disziplinen sowie 

die medizinischen Fakul täten haben. Für einige wichtige technisch­

naturwissenschaftliche Fachrichtungen liegen aus den Jahren 1965 und 

1966 interessante Zahlen var. Danach erhöhte sich der prozentuale 

Anteil weiblicher Studenten bei den Immatrikulationen folgendermaBen: 

Mathematik van 12,5% ( 1965) auf 16% ( 1966) 

Regelungstechnik van 5, l% auf 10,0% 

Starkstromtechnik van 2,4% auf 5,4% 

Theoretische Elektroteehuik van 4,0% auf 14,0% 

Ingenieurökonomie van 26,8% auf 38,5% 

Hochschule für Verkehrswesen Dresden van 12,9% auf 21,0% 

Hochschule für Ökonomie van 43,0% auf 55,0% 

Bergakademie Freiberg van 9, 9% auf 13,0% 

Technische Hochschule für Chemie Leuna-Merseburg van 18,5% auf 26,0 %29 ) 
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Diese Zahlen sind recht eindrucksvoll und wohl nicht zuletzt auf die 

geziel te Studienberatung und -lenkung zurückzuführen. Ferner spiel t 

eine Rolle, daB der Anteil der sprachlichen Klassen an den Oberschulen 

der SBZ in den letzten Jahren wesentlich reduziert und auch in den 

sprachlichen Klassen die mathematisch-naturwissenschaftliche Aus-­

bildung verbessert wurde. Allerdings haben gerade die Abi turientinnen 

des B-Zweiges, die im Rahmen des polytechnischen Unterrichts mei st 

technische Berufe erlernt haben, sich oft für nichttechnische Diszi­

plinen bei der Studienwahl entschieden. SchlieBlich ist die Differenz 

zu berücksichtigen zwischen Abiturientinnen (nahezu 50% der Schüler) 

und den Studienbewerberinnen ( 1964.-/65 waren das 32,5% der gesamten 

Studienbewerber); auBerdem i st im Ganzen die Anzahl der Bewerber pro 

Studienplatz ständig zurückgegangen ( 1964/65 gab es 1,2 Bewerber pro 

Studienplatz; in den volkswirtschaftlich vordringlichen, also natur­

wissenschaftlich-technischen Fachrichtungen sogar nur 0,630
). 

Die SED i st mi t dem erreichten Stand noch nicht zufrieden. Im 11 Perspek­

ti vplanzei traum" bis 1970 will sie, urn nur zwei Beispiele zu nennen, 

den Anteil von weiblichen Zulassungen in mathematisch-naturwissen­

schaftlichen Disziplinen von 29,3% ( 1963) auf 47,5% steigern, in den 

technischen Wissenschaften von 4, 2% ( 1963) auf 30,9 %31
). 

Für den Anteil der Frauen am Lehrkörper der Hochschulen fehlen eben­

falls exakte Zahlen. An der Karl-Marx-Uni versi tät betrug er im Studien­

jahr 1965/66 genau 3,6%; die Zahl der 11 weiblichen Nachwuchskader 11 nimmt 

an dies er Uni vers i tät nach ob en hin ab: im Uni vers i tätsdurchschni t t 

sind 29% der Assistenten, 14,2% der Oberassistenten und 10,2% der 

Wahrnehmungsdozenten Frauen. Bis 1970 soll der Frauenanteil am Lehr­

körper von 3, 6% auf 10% ansteigen; die Habili tationsquote weiblicher 

Wissenschaftler an der Karl-Marx-Uni vers i tät Leipzig i st j edoch in den 

letzten Jahren gesunken32
). 

Die Probleme, die si eh aus der Differenz von gegenwärtigen Anforderun­

gen, derzei tigem Stand und mi t telfristigen Zielen hinsichtlich der 

Hochschulbildung der Frauen ergeben, sind in vielem ähnlich gelagert 

wie in der Wirtschaft. Die Fluktuation aus gesundhei tlichen und fami-
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liären Gründen i st bei Studentinnen mindestens doppelt so hoch wie bei 

Studenten. Zwar nimmt der gröBte Teil der Hochschulabsolventinnen 

einen entsprechenden Beruf auf; es bleibt j edoch immer noch eine hohe 

Ziffer von Studentinnen, die entweder vcrzeitig ausscheiden oder ihren 

Beruf nach AbschluB des Studiums aus welchen Gründen auch immer nicht 

ausüben. Besendere Vorbehal te gibt es anscheinend in der Öffentlichkei t 

und im akademischen Bereich gegen Studentenehen, obwohl gerade diese 

ständig zunehmen ( aufgrund der Akzeleration; der Verbindung von Studium 

und produktiver Tätigkeit, die den Anteil an Studenten mit Berufsaus­

bildung und -praxis steigert usw.). Der Frauen- und Mutterschutz, den 

Arbeiterinnen und andere genieBen, blieb effenbar den Studentinnen 

bisher im wesentlichen vcrenthal ten; auch die sozialen Einrichtungen, 

die den Studentinnen trotz El:i.e und Kindern das Stuc~ium erleichtcrn, sind 

vergleichsweise unterentwickel t. Der EntschluB, das Studium bei Heirat 

zu beenden bzw. nach dem AbschluB auf eine Berufsausübung zu verzich-

t en, mag wohl auch in den 11 noch bestehenden Erschwernissen, denen 

wei bliche Hochschulkader in ihren Berufsleben gegenüberstehen" 33
) 

begründet sein. 

Zur Behebung all dieser Probleme schlägt Dr. Gertraude Schnelle, 

Spezialistin für Frauenfragen im Hochschulwesen, einen Minimalplan von 

Förderungsprinzipien vor: 

11 1. Die Anlei tung und wissenschaftliche Betreuung i st von vornherein 

und kontinuierlich zu gewährleisten, um den StudienabschluB der 

Studentinnen termingerecht zu sichern, ihre Leistungen zu steigern 

und sie besser für verantwortungsvolle Aufgabenvorzubereiten. 

2. Das Aufholen von Rücl{ständen - etwa nach Erkrankung oder Schwan­

gerschaft- i st zu planen, zu erganisieren und zu kontrollieren, urn 

gröBere Zeitverluste zu vermeiden, Resignation auszuschlieBenund 

die Erfüllung der gesellschaftlichen Aufgaben als Mutter zu würdi­

gen, so daB Studienzei tverlängerungen und varzei tige Abgänge weit­

gehend aufhören. 

3. Das indi viduelle Berufsziel i st rechtzei tig zu klären, urn die 

nötige Zielgerichtetheit und Konzentration in der Arbeit zu errei­

chen. 
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4. Die gerechte Anerkennung der Leistungen i st in j eder Beziehung 

zu gewährleisten, urn die wissenschaftlichen Potenzen der Studentin­

nen voll freizusetzen. 

5. Die sozialen Probleme der Studentinnen, insbesoudere der Studen­

tinnenmütter, sind vordringlich zu lösen" 34
). 

Die Verfasserin läBt keinen Zweifel daran, daB die Durchsetzung dieser 

Prinzipien insbesandere auch eine Funktien der Erziehung und Überzeu­

gung der Studenten, der akademischen und staatlichen Behörden ist. 

4. Fr au en in der SED 

Der Bereich, in dem die Gleichberechtigung der Frau zahlenmäBig wie in 

der poli tischen Praxis und dem tatsächlichen EinfluB nach am wenigsten 

realisiert i st, i st der der 11 fÜhrenden Kraft 11 in der SBZ- in der SED 

selbst. Während immerhin 45% der FDGB-Mi tglieder und 46% derFDJ-Mi t­

glieder Frauen sind (und auch etwa anteilig Funktienen in diesen Orga­

nisationen wahrnehmen), beträgt der Frauenanteil in der Einhei tspartei 

- nach dem Bericht an den VII. Part ei tag 1967- 26,5% von insgesamt etwa 

1,77 Mill. Mitgliedern und Kandidaten (im Mai 1947 waren es nur 

23,9%) 34a). Ob die SED ein bewuBt anti-propertienales Denken kulti­

viert, ob die Frauen in der SBZ unpoli tischer, unsozialistischer bzw. 

weniger parteieintri ttsfreudig sind, oderob die männlichen Genossen die 

Partei als maskulines Reservat ansehen, sei dahingestellt. Wirwerden 

darüber, solange z. B. die Motive des Parteieintritts nicht quantifi­

zierbar und qualifizierbar sind, keine verbindlichen Aussagen riskie­

reu dürfen. 

Sei t Bestehen der SED gibt es die stereotype Forderung, mehr Frauen 

(und Jugendliche) in die diversen Lei tungen vor allem der unteren Ebene 

zu wählen, auf Parteischulen zu delegieren, ihnen ehrenamtliche Posi­

tienen anzuvertrauen usw. Inbesondere in den ersten Jahren des Beste­

hens der SED fehl ten die se bzw. ähnliche Anweisungen in keiner Wahl­

direkti ve usw. Über den Erfolg, z. B. den Frauenanteil in den Lei tungen 

der 52508 Grundorganisationen und mehr als 200 Kreise liegen keine 

Zahlen vor. Vonden 90 hauptamtlichen Sekretären der 15 SED-Bezirks-
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leitungen allerdings sind, als Ergebuis der Parteiwahlen im Winter 

1966/67 und nach Angaben des Informationsbüros West, 3 Frauen: Loni 

Günter ( Sekretär für Agi tation und Propaganda der Bezirkslei tung Suhl), 

Edi th Brandt ( Sekretär für Wissenschaft, Volksbildung und Kul tur der 

Bezirkslei tung Halle) und Christa Zellmer ( Sekretär für Wissenschaft, 

Volksbildung und Kul tur der Bezirkslei tung Frankfurt/Oder). Erich 

Honecker stell te dazu auf dem VII. Part ei tag fest: 11 Wir kommen auch 

nicht umhin, hier kritisch zu sagen, daB der geringe Anteil der 

Genossinnen in verantwortlichen Wahlfunktionen in unserer Partei nicht 

der Rolle der Frau entspricht." Mehr als allgemeins te Hinweise konnte 

( oder woll te) aber auch er nicht geben34
b) 

Im 1963 gewähl ten Zentralkomi tee, dem laut Parteistatut höchsten Organ 

zwischen den Partei tagen saBen von den rund 170 Mi tgliedern und Kandi­

daten (die exakte Zahl differiert et was aufgrund von Todesfällen, 

Parteiausschlüssen, Degradierungen usw.) zwanzig Frauen unterschied­

lichen politischen Gewichts. Sie wurden 1967 zum gröBten Teil 

wiedergewählt. Dazu gehören Minister wie Hilde Benjamin (Justiz), 

Margot Honecker (Volksbildung) und Dr. Margarete Wittkowski 

(Stellvertreter des Vorsitzenden des Ministerrats). Ferner ehe­

malige, heute ziemlich einfluBlose, Kandidatinnen der politischen 

Führungsspitze, des Politbüros, wie Edith Baumann (Sekretär des 

Magistrats von Ost-Berlin) und Luise Ermisch (Betriebsleiterin der VEB 

Bekleidungswerke Mühlhausen). Es fehlen nicht die beiden Frauen, die das 

Gesicht und die Arbei t der beiden höchsten 11 Kaderschmieden" mi tgeprägt 

haben: Prof. Lene Berg, 1951 bis 1963 Direktor des Ins ti tuts für Gesell­

schaftswissenschaften beim ZK der SED, und Prof. Hanna Wolf, se i t 1950 

Direktor der Parteihochschule 11Karl Marx". Die Massenorganisationen 

sind vertreten durch Eva Hempel ( Sekretär des Zentralrats der FDJ), 

Ilse Thiele ( l. Vors i tzende des DFD) und Margare te MÜller (Kandidatin 

des Poli tbüros und Mi tglied des Präsidiums des Bundesvorstands des FDGB, 

auBerdem LPG-Vors i tzende). Die Künste sind bzw. waren vertreten dur eh 

Prof. Lea Grundig ( Grafikerin, Präsidentin des Verbandes Bildender 

Künstler) und, bis zum VII. Partei tag, die Schriftstellerin Christa Wolf 

( sie wurde 1967 nicht wiedergewähl t). Funktionäre auf Bezirksebene sind 
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Edi th Brandt und Gerda Holzmacher (Vors i tzende der Bezirkspartei­

kontrollkommission Gera); den ZK-Apparat repräsentieren Inge Lange und 

Prof. Marianne Lange (Lehrstuhllei terin für Li teratur und Kul turpoli tik 

ander Parteihochschule). Die 11 Ökonomische Basis" schlieBlich ist ver­

treten dur eh Renate Credo ( Werklei ter in der VEB Fotochemische Werke 

Berlin-Köpenick), Frieda Sternberg(Vorsi tzende der LPG 11 Ernst Thälmann" 

in Bennewi tz), Elisabeth Walther ( Werklei terin der VEB Strumpfwerke 

ESDA); das Ministerium für Gesundhei tswesen durch eine Hauptabteilungs­

lei terin, Käthe Kern. 

Unter den Mi tgliedern des Poli tbüros befand si eh se i t Existenz der SED 

noch nie eine Frau, wohl dagegen j eweils unter den Kandidaten des PB: 

Edi th Baumann, Luise Ermisch und Elli Schmidt (Ehefrau von Anton Acker­

mann, Mitunterzeichnerin des Gründungsaufrufes der KPD, Leiterin 

der Frauenarbei t im zentralen Parteiapparat bis 1949 und DFD-Vorsi t­

zende bis zu ihrem poli tischen Sturz 1953; heute i st sie Lei terin des 

11 Deutschen Mode-Insti tuts"). Sei t 1963 si tzt Margarete Müller als 

Kandidatin im Poli tbüro; es darf j edoch vermutet werden, daB ihre 

Posi ti on in erster Linie der Repräsentation ihres Geschlechts in der 

Führungsspi tze der Partei dient. Hingegen fäll t auf, daB in der Zentra­

len Parteikontrollkommission, der die parteiinterne Justiz obliegt, 

drei Frauen als Mi tglieder bzw. Kandidaten vertreten sind: Elli Hempel, 

Hanni Gläser und Erna Warnke. Die spezifische Aufgabenstellung der 

ZPKK erlaubt den SchluB, daB die se drei Damen einen erheblichen, wenn 

auch in aller Stille ausgeübten EinfluB haben. Erinnert sei dabei an 

Hertha Geffke, die bis 1958 in der ZPKK arbei tete und die Kommission 

zur Untersuchung der Verbindungen deutscher kommunistisoher Emigran­

ten zu Noel Field lei tete. Offensichtlich sind die interne Parteijustiz 

ebenso wie die höchsten Parteiinternate Tätigkeitsgebiete, die ein­

schlägig interessierten und ausgebildetenFunktionärinnen besanders 

liegen. 

Die Frauen sind in der SED insgesamt und in den Führungsgremien 

speziell erheblich unterrepräsentiert. Nur wenige Frauen, wie z. B. 

Hanna Wolf, Hilde Benjamin, Margot Honecker, Margarete Wittkowski oder 

Inge Lange, haben poli tisches Profil, einen gewissen EinfluB auf die 
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poli tische Willensbildung, tragen selbständige Verantwortung für 

bestimmteArbeitsbereiche; andere, die in die gleiche Kategorie gehör­

ten, wurden poli tisch degradiert bzw. aus Al tersgründen abgelöst, 

wie z. B. Edith Baumann, Elli Schmidt, Hertha Geffke und Lene Berg. Es 

fäll t auf, daB die Bewegung insgesamt sei t 1945 rückläufig i st: in der 

Nachkriegszei t profilierten si eh poli tische Persönlichkei ten wie z. B. 

Edi th Baumann und Elli Schmidt, sie wurden gebraucht und nahmen nicht 

nur dekorative Funktionen wahr. Heute wird dieser ProzeE nicht mehr 

gefördert; für die gegenwärtige Politikbraucht die SED ganz offen­

sichtlich harte Männer. 

Eine Erklärung für den geringen Frauenanteil ander Spi tze (Poli tbüro, 

ZK-Sekretariat und ZK-Abteilungen) ist schwer zu geben. Sicherlich 

wird ein Grund dafür die Begrenzthei t des Kaderreservoirs sein, was 

wieder damit zusammenhängt, daB es relativ wenige weibliche Partei­

mitglieder gibt. Der wichtigsteGrund aber dürfte der sein: Spitzen­

funktionäre in der Einhei tspartei sind Eingeweihte, Poli tiker mi t 

MachtbewuBtsein, Klassenkämpfer mit vergleichsweise einheitlichem 

Selbstverständnis, mi t einhei tlicher Sprache. So unterschiedlich ihr 

Lebensweg auch ist- KPD-Funktionäre mi t einschlägigen Fronterfahrungen 

neben hochschulgebildeten Faobleuten -, es dominiart doch gegenwärtig 

die Gruppe der machtorientierten, wohl auch ressentimentgeladenen 

Organisatoren, Apparatschiks, Klassenkampf-Politiker. AuBerdem ist es 

ein beschwerlicher Weg durch die Kaderhierarchie bis hinauf zur Spi tze; 

noch schwieriger ist es, sich oben zu halten, Machtkämpfe, Intrigen, 

Richtungswechsel zu überstehen, auf die richtige Karte im rechten 

Moment zu setzen. Möglich, daB nur wenige und 11 auserwähl te" Frauen 

dazu imstande sind und die richtige Mischung von poli tischem Ehrgeiz 

und Beziehungen, von Standfestigkei t auf den j eweiligen Stufen der 

Lei ter und Rigorosi tät, von poli tischem Können und Machtinstinkt mi t­

bringen und behal ten. 

Es wäre eine interessante Aufgabe, eine Typologie und Psychologie der 

Spi tzenfunktionärinnen zu schrei ben. Dabei würde zu berücksichtigen 

sein, daB die persönlichen Lebensumstände der Frauen eine entschei-
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dende Rolle spielen: Die Frauen an der Spitze bzw. in der ersten Gar­

nitur haben sich entweder durch Heirat abgesichert (Elli Schmidt mit 

Anton Ackermann, Edith Baumann zeitweilig, d.h. vorMargot Honecker 

mi t Erich Honecker oder sind unverheiratet bzw. verwitwet (wie Lene Berg 

und Hanna Wolf bzw. Hilde Benjamin); -bei der zwei ten Kategorie handelt 

es sich meist urn einigermaBen maskuline Typen. 

5. Frauen im Staatsapparat und im Justizwesen 

Im zentralen Staatsapparat sind die Frauen sehr unterschiedlich reprä­

sentiert. Das Gremium, das faktisch am wenigsten zu sagen und zu ent­

scheiden hat, hat den höchsten Frauenanteil: von den insgesamt 500 

Abgeordneten in der Volkskammar sind 137 Frauen ( 4. Wahlperiode). 

Noch eindrucksvoller ist das Verhältnis in den Bezirkstagen: hier sind 

knapp 32% der Abgeordneten Frauen. Diese Zahlen wären j edoch nur dann 

recht beachtlich, wenn die nVolksvertretungen" tatsächlichpolitische 

Funktienen wahrnehmen und nicht nur als nach festgelegten Proporz 

bestellte Gremien, die gelegentlich akklamieren, fungieren würden. 

Abgesehen davon spiegelt sich j edoch in diesem Frauenanteil ein 

gewisses MaB an poli tischer Organisation und Diskussion, auch an 

Bereitschaft zum politischen Engagement. Selbst wenn die Volksver­

tretungen nichts anderes sind als eine Einrichtung der Erziehung zum 

poli tischen Mi tdenken, können dadurch verhäl tnismäBig viele Frauen in 

der SBZ als poli tisch erfaBt und angesprochen gel ten. 

Unter einem ganz anderen Aspekt ist der Ministerrat zu sehen, der die 

politischen Grundsatzentscheidungen und Einzelanweisungen der SED­

Führung und des Staatsrats in detaillierte Richtlinien umsetzt und 

derenDurchfÜhrung kontrolliert. In diesem Gremium sind lediglich 

drei Frauen vertreten: Hilde Benjamin, Margot Honecker und Margare te 

Wittkowski. Dieser Urnstand ist sicher nicht überwiegend dadurch zu 

erklären, daB die politische Führung Frauen aus irgendwelchen prin­

zipiellen Gründen nicht auf die Ministerebene ziehen woll te. Vielmehr 

scheint es so, als verfüge die SED heute noch nicht Über einen genügend 

groBe Anzahl qualifizierter Frauen zur Lei tung von Fachministerien 
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und Behördeno Die drei Damen im Ministerrat j edenfalls haben keine 

repräsentative Funktion, sondern gelten als ausgewiesene Fachleuteo 

Im 24-köpfigen Staatsrat der DDR, der als kollektives Staatsoberhaupt 

rungiert und auf dem Weg über Verkündung von Beschlüssen mit Gesetzes­

kraft sowie über allgemeinverbindliche Auslegungen der Gesetze mate­

rielle Regierungsfunktionen wahrnimmt, sitzen fünf Fraueno Es sind 

dies: Brunhilde Hanke ( Oberbürgermeister von Potsdam), Prof o Dr o 

Lieselott Herforth (Rektor der Technischen Universität Dresden), die 

Genossenschaftsbäuerin Else Merke, Anni Neumann (Assistentin des 

Werklei ters der VEB Schiffswerft 11 Neptun" Rostock) und die Chemie­

ingenieurin Christel Pappe o Doch diese Frauen sind nicht nur Dekoration 

und Demonstratien der Frauenpoli tik der SED o Sie repräsentieren zum 

einen, da.B Frauen in der SBZ hohe Stellungen im Öffentlichen und wissen­

schaftlichen Leben einnehmen können, wie Brunhilde Hanke und Prof o 

Herforth, die erste weibliche Magnifizienz in der SBZo Anni Neumann 

und Else Merke haben hohe Funktionen in der FDJ bzwo in der 11 Demokrati­

schen Bauernpartei Deutschlands" innegehabt; Anni Neumann war Mi tglied 

de Zentralrats der FDJ und Else Merke ist Mi tglied des Präsidiums des 

Part ei varstands der DBD o Einzig Christel Pappe, Jahrgang 1935, war 

nicht in hohen Posi tionen einer Partei oder Massenorganisation tätig; 

sie steht wohl in erster Linie für ihre Generationo 

Wie im Bildungs- und Gesundhei tswesen ist der Frauenanteil im Justiz­

wesen vergleichsweise hocho Zwei Dri ttel aller an den Bezirks- und 

Kreisgerichten sowie den staatlichen Notariaten Beschäftigten sind 

(nach dem Stand vom März 1966) Fraueno In diesen Bereichen beträgt der 

Frauenanteil bei den Richtern 31,4 %, bei den Notaren 28%, bei den 

Gerichtssekretären 59% und bei den Gerichtsvollziehern 18,5 %o AuBer­

ordentlich hoch ist auch der Frauenanteil bei den Schöffen; er beträgt 

hier42,3%o 

Auch im Bereich des Justizwesens nehmen die Anteile nach oben hin ab o 

19,1% der Kreisgerichtsdirektoren sind Frauen, hingegen nur noch 

15,6% der Direktoren und stell v o Direktoren der Bezirksgerichte35
) 0 

Hier wird ganz besanders deutlich, daB die Frauen zwar enorme Chancen 
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haben, sichweiterzubilden, diese aber nicht im entsprechenden Umfang 

wahrnehmen, bzw. ander Wahrnehmung gehindert werden. Von einer Proto­

kollführerin beispielsweise führt ein denkbar unbürokratischer Aus­

bildungsweg zum Richter oder Dienststellenlei ter, etwa über Fern- oder 

Abendstudium oder Speziallehrgänge. Aber einersei ts sind die Frauen an 

der 11 Qualifizierung" selbst nur teilweise interessiert, anderersei ts 

sind die meisten Vorgesetzten darauf bedacht, die ihnen unterstellten 

Frauen nicht im Zuge der Wei terbildung zu verlieren. Auch im Justizwesen 

klafft also, wie auch in der Produkt ion, eine erhebliche Lücke zwischen 

den Farderungen der Partei und den Ausbildungschancen einersei ts und 

den di versen Widerständen anderers ei ts. Selbstverständlich spiel t auch 

hier, wie auf anderen Tätigkei tsgebieten, eine Rolle, daB die Frauen 

durch Familie zusätzlich und dami t durch QualifizierungsmaBnahmen 

doppelt belastet sind. Anderersei ts fäll t j edoch auf, daB nahezu die 

Hälfte ( 43%) aller weiblichen Richter unverheiratet i st; das i st über­

proportional. Das birgt u. a. die Gefahr in sich, daB ein bestimmter 

Typ von Frauen mit seinen Vorstellungen und Erfahrungen in der Recht­

sprechung prädominiert. 

III. Zusammenfassung 

1. Die mitteldeutsche Gesellsohaft und Wirtschaft ist auf einen-

wenn man westliche MaBstäbe zugrundelegt- Überdurchschnittlichen 

Einsatz der Frauen angewiesen und angelegt. Dabei geht es nicht bzw. 

nicht mehr schlechthin urn die Gewinnung der Arbeitskraft, sondern vor 

allem urn die Herstellung von Bedingungen, die den Frauen die Übernahme 

von Positionen in nahezu allen Bereichen der Geselischaft und Wirt­

schaft ermöglichen. Die Erfolge sind evident: Die Partei hat die 

Studien- und Berufslenkung intensi viert, zahlreiche Qualifizierungs­

maBnahmen und -einrichtungen etabliert und viele Frauen gewonnen, diese 

Möglichkei ten zu nutzen. Die Aus- und Wei terbildungschancen der Frauen 

in Industrie, Landwirtschaft, Wissenschaft, Verwaltung, Bildungs­

wesen, Rechtsprechung usw. sind heute gröBer als die derzeitige Aus­

nutzung und Auslastung der entsprechenden Insti tutionen. 
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2. Insbesoudere auf den 11 mi t tleren Eb enen" der j eweiligen Tätigkei ts­

bereiche kann die Kaderpoli tik der SED Erfolge verbuchen, obschon 

gerade hier die Differenz zwischen Anforderungen und Möglichkei ten 

einersei ts und Wahrnehmung der Chancen anderersei ts noch erheblich i st. 

Es i st der Partei gelungen, den Frauen den Weg zur Übernahme mi t tlerer 

und lei tender Funktienen zu ebnen. Hier erfolgt oft in der Tat der 

11 kÜhne Einsatz"; das häufig gebrauchte Attribut meint wohl, daB Mut 

dazu gehört, solche Funktienen zu Übernehmen, weil die Bewährung der 

Frauen im Zei tpunkt der Übernahme derPosi tionebensounwi:igbar istwie die 

Reaktion der männlichen Mitarbeiter. Die Kaderpolitik hat das Ver­

dienst, für die Qualifizierung der Frauen gesorgt zu haben und zu sorgen, 

sie hat durchgesetzt, daB Frauen auch in untere und mi t tlere Lei tungs­

ebenen eingerückt sind, sofern sie den Anforderungen gerecht zu werden 

versprechen. 

3. Die Si tuation der Frau in der SBZ i st ferner durch ein Extrem gekenn­

zeichnet: Die Disproporti on zwischen dem Frauenanteil an der Bevöl­

kerung und an den Berufstätigen einersei ts und der geringen Repräsentanz 

in den führenden Positionen der Partei, des Staates und der Wirtsohaft 

anderers ei ts. Dab ei i st zu differenzieren zwischen beabsichtigter 

Repräsentation (z. B. in der Volkskammar und im Politbüro) und echtem 

EinfluB, leistungsgerechter Kooptation in die fiihrenden Stellungen 

( z. B. im Ministerrat); gemisebt sind beide Prinzipien im ZK und im 

Staatsrat realisiert. Als Gründe fÜr die Disproporti on können wir ver­

muten: einen erheblichen Mangel an weiblichen Kadern; -die unteren und 

mi t tleren Ränge werden ja gerade er st besetzt. Ferner einen natürlichen 

oder poli tisch bedingten Generationswechsel: von der Garde der 11 Al tkom­

munistinnen" sind praktisch nur noch Hilde Benjamin, Hanna Wolfund 

Lene Berg übrig; die meisten anderen, die die Poli tik nach 1945 mi tge­

tragen haben, leben im alters- oder politisch bedingten Ruhestand. 

Der neue, moderne Typ der Frau, die poli tisch zuverlässig, ehrgeizig, 

fachlich kompetent und erfahren ist, i st noch zu wenig ausgeprägt. Es 

wird wohl noch eine ganze Zei t dauern, bis dieser in ausreichender Zahl 

ausgebildet i st; aber auch dann wird es von der Personalpoli tik in den 
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Führungsgremien abhängen, ob solche Frauen anteilig und leistungs­

gerecht kooptiert werden. 

4. Die erheblichsten Widerstände gegen die Kaderpoli tik- sowohl hin­

sichtlich der Qualifizierung als auch der ausbildungsgemäBen Beschäf 

tigung- leisten die Männer. Das beginnt bei den Ehemännern, die die 

Berufstätigkeit der Frau als zeitweilige Nebenbeschäftigung 

ansehen, gilt für die Arbeitskollegen wie für die Vorgesetzten, 

die die Zuverlässigl{ei t der Frau bezweifeln (und dafür biolo­

gische, psychologische, technische, volkswirtschaftliche usw. 

Argumente oder auch schlichte Vorurteile anführen), und hört bei 

Partei-, Gewerkschafts-, Staats- und Wirtschaftsfunktionärenauf, die 

oft gar nichts tun. Sie unterschätzen, wie es heiBt, die 0 Rolle der 

Frau in der sozialistischen Gesellschaft", d. h. sie beachten bzw. 

realisieren die kaderpolitischen Anweisungen der Partei ungenügend. 

In der Praxis äuBert sich das z. B. dar in, wie die Li teratur immer 

wieder beklagt, daB Frauen nicht für Lehrgänge geworben und vorge­

schlagen werden, daB sie nach AbschluB der Lehrgänge in die al te Stel­

lung abgeschoben werden, daB ihre Tätigkeit besonderem MiBtrauen 

ausgesetzt ist usw. Die Partei hat noch kein Rezept, diesen passiven 

Widerstand auf allen Ebenen zu brechen. Sie versucht - neben der 

Statuierung von Exempeln- heute insbesondere das SelbstbewuBtsein der 

Frauen zu heb en, ihren Ehrgeiz zu stimuli eren, ihre kollekt i ve und indi­

vidualle Perspekt i ve zu propagieren. Sie muB also auch eine zumindest 

heute noch weit verbreitete Passivität (oder vielleicht auch Resigna­

tion) der Frauen auffangen, - die Meinung etwa, daB sich Familie, Beruf 

und Qualifizierung unter den derzei tigen Umständen nicht so gut varein­

baren lieBen. Etwa die Hälfte der verheirateten Frauen- so eine 

Untersuchung vom März 196536
) - würde ihre Arbei t aufgeben, wenn sie auf 

andere Weise (z. B. Lottogewinn) zu Geld käme; -das ist gewiB nicht 

der rechte Nährboden für die ehrgeizigen kaderpoli tischen Ziele. 

5. Die SED ist mi t den Erfolgen noch nicht zufrieden. Sie betreibt 

daher gegenwärtig eine Umfassungsstrategie mit Einsatz sozialer, 

agitatorisch-propagandistischer, bildungspolitischerundnicht zu-
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letzt wissenschaftlicher MaBnahmen. Sie hat das Frauenproblem wissen­

schaftlichen Ins ti tutionen als Forschungsgegenstand verordnet: nach 

einem BeschluB des Ministerrats vom 20. 10. 66 soll si eh der wissen­

schaftliche Beirat 11 Die Frau in der sozialistischen Gesellsohaft" bei 

der Deutschen Akademie der Wissenschaften in seiner Forschungsarbei t 

den 11 Problemen der Entwicklung und Förderung der Frauen und Mädchen 

in der DDR" widmen37
). In ihm sind Soziologen, Mediziner, Psychologen, 

Ökonomen, Juristen, Pädagogen, Philosophen, Vertreter der gesell­

schaftlichen Organisationen, Wirtschaftspraktiker usw. tätig; sie 

untersuchen alle einschlägigen Fragen der Stellung der Frau in Wirt­

schaft, Familie, Studium u. dgl. NachAkademie-Präsident Prof. Hartke, 

der gleichzei tig Vors i tzender des Beirats i st, haben die 11 ideellen 

Fragen den Primat". Indem die SED den Problemen das Si egel des ideolo­

gisch Wichtigenund Richtigen aufdrückt, unterstreicht sie ihre Ent­

scblossenheit, sie zu lösen: 

11 Insbesondere ist auch zu untersuchen, wie sich die Einstellung und 

Hal tung der Menschen zur Rolle der Frau in Gesellsohaft und Familie 

unter den Bedingungen des umfassenden sozialistischen Aufbaus und 

der technischen Revolution verändert. Die zur wei teren Entwicklung 

der Frau in der täglichen Praxis - der Gesellsohaft und j eder 

Familie - notwendigen Überlegungen, MaBnahmen und Verhal tensweisen 

können dann am ehesten erwartet werden, wenn die richtige Einstel­

lung zur gesellschaftlichen Rolle der Frau im Sozialismus vorhanden 

ist. Die Herausbildung der richtigen Einstellung ist Bestandteil 

der Entwicklung des sozialistischen BewuBtseins "38
). 

6. Offen bleibt die Frage, wie die SED eines der gravierendsten Pro­

bleme zu lösen gedenkt und versteht: die Geburtenrate in Mi t teldeutseh­

land ist extrem niedrig, trotz erheblicher politischer und sozialer 

Leistungen gerade an die Mütter (14-wöchiger Schwangerschafts-und 

Wochenurlaub bei Weiterzahlung des Nettoverdienstes; staatliche Kin­

derzuschläge; Geburtenbeihilfen zwischen 500 und 1000 MDN; kostenlose 

Entbindung u. a.m.). Anderersei ts i st es zumindest zweifelhaft, ob der 

umfassende Einsatz der Frau in der Volkswirtschaft und den Qualifizie-
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rungssystemen sehr ufamilienfreundlioh" ist. Die mitteldeutsohe 

Gesellsohaft und Wirtsohaft brauoht heute und künftighin die berufs­

tätige Frau, sie brauoht aber auoh, insbesoudere im Hinbliok auf die 

Zukunft, mehr Kinder. Es wird abzuwarten sein, ob und wie die SED dieses 

Problem löst; - mi t sozialistisohem BewuBtsein alle in wird es wohl 

sohwerlioh gelingen. 
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Anhang I 

Tabelle 439
) 

Die Berufstätigkeit der Frau in den einzelnen Bereichen der Volkswirt­
schaft 

Volkswirtsch.ber. 

Volkswirtschaft 
insgesamt 

Industrie 

Bauwirtschaft 

Produz. Handw. 
( ohne Bauhandw. ) 

Land-, Forst- u. 
Wasserwirtsch. 

Verkehr 

Post- u. Fern-
meldewesen 

Handel 

Bereiche auBer-
ha1b d. materiel-
len Produktion 

1952 
Weibl. Berufstätige 

( ohne Lehrlinge) 

Zahl Prozentualer 
Antei1 a. d. 

3103 834 

874 999 

53 306 

169 288 

843 314 

72494 

59 830 

439 606 

590 997 

Berufstätigen 
insgesamt 

42,7 

36,8 

12,6 

33,0 

50,6 

18,3 

51,6 

56,4 

58,9 

1965 
Weibl. Berufstätige 

( ohne Lehr1inge) 

Zahl Prozentualer 
Antei1 a. d. 

3 580 776 

1106189 

44 799 

149 440 

570 230 

102 849 

87 010 

597 442 

922 817 

Berufstätigen 
insgesamt 

46,7 

40,3 

10,1 

38,0 

45,7 

24,6 

65,0 

67,2 

65,8 
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Tabelle 539
) 

Verteilung der weiblichen Beschäftigten auf die einzelnen Bereiche 
der Volkswirtschaft 

1952 1965 

Industrie 28,2 Prozent 30,9 Prozent 

Bauwirtschaft 1,7 Prozent 1,2 Prozent 

Produz. Handwerk 
(ohneBauhandwerk) 5,5 Prozent 4,2 Prozent 

Land-, Forst- und 
Wasserwirtschaft 27,2 Prozent 15,9 Prozent 

Verkehr 2,3 Prozent 2,9 Prozent 

Post- und Fernmeldewesen 1,9 Prozent 2,4 Prozent 

Handel 14,2 Prozent 16,7 Prozent 

Bereiche auBerhalb der 
materiellen Produktion 19,0 Prozent 25,8 Prozent 

Bernerkungen zu Tab. 4 und 5: 

Nahezu die Hälfte der weiblichen Beschäftigten ist in Volkswirt­

schaftlichen Bereichen tätig, in denen der Anteil 11 tradi tioneller" 

Frauenberufe besanders ho eh i st {Post- und Fernmeldewesen, Handel, 

Bereiche auBerhalb der materiellen Produktion, d. h. vor allem Versor­

gungs- und Dienstleistungseinrichtungen). Die Zunahme in letzterem 

Bereich ist absolut gröBer als in der Industrie; die Bereiche mit 

11 tradi tionellen" Frauenberufen haben einen höheren Zuwachs. Die Anzahl 

der weiblichen Beschäftigten in der Bauwirtschaft und in der Land-, 

Forst- und Wasserwirtschaft ist absolut und relativ zurückgegangen. 

Anhang II 40
) 

11 Es i st ein Ausdruck des humanistisohen We sens der Arbei terklasse, daB 
sie den gesamten Mechanismus ihrer Herrschaft dazu benutzt, das Prinzip 
der Gleichberechtigung der Frau zu verwirklichen. 

Hauptinstrument ist dabei der von der marxistisch-leninistisohen Partei 
der Arbei terklasse-der SED- geführte sozialistische Staat. Den Staats­
und Wirtschaftsorganen und den Staats -und Wirtschaftsfunktionären 
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obliegen eine Fülle von Pflichten, die inunseren gesetzlichen Bestim­
mungen verankert sind. Es handelt sich z.B. um 

die Pflicht der Lei ter der Staats- und Wirtschaftsorgane, der VVB, 
der Betriebe, Ins ti tute und staatlichen Einrichtungen, in ihrem 
Wirkungsbereich für die Entwicklung aller Werktätigen- also auch 
für die der Mädchen und Frauen- Sorge zu tragen, ihnen die neuen 
Probleme überzeugend darzulegen und ihre brei te und tatkräftige 
Mi tarbei t am urnrassenden Aufbau des Sozialismus zu erganisieren 
(vgl. z. B. Gesetz über den Volkswirtschaftsplan 1966, Präambel; 
Richtlinie für das neue Ökonomische System der Planung und Lei tung 
der Volkswirtschaft Abschni t t I; Er laB des Staatsrates der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 14. Januar 1966 über die Wei terentwick­
lung und Vereinfachung der staatlichen Führungstätigkei t in der 
zwei ten Etappe des neuen Ökonomischen Systems der Planung und 
Leitung); 

ihre Pflicht, die berufliche Aus- und Wei terbildung der Mädchen und 
Frauen entsprechend den Anforderungen des weiteren sozialistischen 
Aufbaus so zu planen und durchzuführen, daB die im Volkswirtschafts­
plan vorgesehene Erhöhung des Anteils der weiblichen Faoharbei ter, 
mi t tleren und lei tenden Kader erreicht wird (vgl. z. B. Gesetzbuch 
derArbeit, §§ 6lff. und §§ 123ff; Bildungsgesetz, z.B. § 36; Jugend­
gesetz, z. B. §§ 10 ff.; Anordnung über die Aus- und Wei terbildung der 
Frauen ... ) ; 

ihre Pflicht zu Gestal tung gesunder und erleichterter Arbei tsbedin­
gungen für werktätige Frauen und weibliche Jugendliche und zur 
Sicherung, daB bei der sozialistischen Rekonstruktion, bei der 
Errichtung neuer Obj ekte, Anlagen und Maschinen immer mehr Tätig-
kei ten und Arbei tsplätze den physischen und physio1ogischen Eigen­
hei ten der Frau entsprechen (vgl. z. B. Gesetzbuch der Arbei t, § 124; 
Dritte Durchführungsbestimmung zu Arbeitsschutzverordnung 
- Beschäftigung von Frauen und Jugendlichen- vom 14. Dezember 1964); 

ihre Pflicht, die Unterbringung, Pflege und Erziehung der Kinder der 
werktätigen Frauen in Übereinstimmung mi t der Entwicklung der sozia-
1istischen Produktion sowie des gesamten gesellschaftlichen und 
kul turellen Lebens ständig zu verbessern und zu erwei tern (vgl. z. B. 
Gesetzbuch der Arbei t, § 124, Absatz 2; Bildungsgesetz, § 10 ff.; 
Gesetz über den Volkswirtschaftsplan 1966 Ziffer 10). 11 
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